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Nach massiven Absatzproble-
men mit dem neuen Biosprit
E10 wird die Einführung an
allen weiteren Tankstellen
vorläufig gestoppt. Damit ist
E10 vorerst nur an knapp der
Hälfte der 15 000 Tankstellen
in Deutschland erhältlich.
Ein Ausweg aus der verfahre-
nen Situation ist derzeit nicht
absehbar — E10 kommt bei
den Autofahrern einfach
nicht an.

Die Branche hält den Um-
stellungs-Stopp für unum-
gänglich. „Das System platzt
sonst“, sagte der Hauptge-
schäftsführer des Mineröl-

wirtschaftsverbandes (MWV),
Klaus Picard, gestern mit
Blick auf Versorgungsengpäs-
se bei anderen Benzinsorten.
Denn auf die ist wegen des
Käuferstreiks bei E10 ein
wahrer Ansturm entbrannt.
Die überwältigende Mehrheit
aller Fahrer von Benzinern
meidet an den Zapfsäulen den
neuen Biosprit und wirbelt
damit seit Tagen eine ganze
Branche durcheinander. 

Nach den Angaben von Pi-
card soll zunächst abgewartet
werden, ob die Verbraucher
den Sprit in den kommenden
Tagen besser annehmen. Erst
dann könne E10 auch an die-
restlichen Tankstellen kom-
men. Mit einem eindringli-

chen Appell an die Autofahrer
hatte die Mineralölwirtschaft
am Mittwoch zum Umstieg
auf die neue Kraftstoffsorte
aufgerufen. Picard betonte,
dass das neue Super-Benzin
E10 mit einer Beimischung
von zehn Prozent Ethanol
hochwertig sei und beinahe
allen Benziner-Motoren nicht
schlechter bekomme.

Bundesumweltminister
Norbert Röttgen (CDU) kriti-
sierte den vorläufigen Stopp
bei der Einführung des Bio-
sprits E10 an weiteren Tank-
stellen scharf. „Das Durchei-
nander, das die Mineralöl-
wirtschaft hier veranstaltet,
ist nicht akzeptabel“, sagte er.
„Es führt zu einer vollständi-
gen Verunsicherung der Ver-
braucher.“ Die Mineralölin-
dustrie sollte sich endlich eine
vernünftige Strategie überle-
gen, „statt jeden Tag wider-
sprüchliche und verwirrende
Botschaften auszusenden“.
Auch Bundeswirtschaftsmi-

nister Rainer Brüderle (FDP)
schaltete sich in das Chaos um
den Biosprit ein. Er rief indes
alle Beteiligten zu einem
„Benzin-Gipfel“ auf. 

Bleibt E10 ein Ladenhüter,
drohen der Branche Strafzah-
lungen. Falls sich nichts än-
dert, hat der MWV seine
Marschrichtung bereits fest-
gelegt: Die Branche droht, auf
E10 ganz zu verzichten und
wieder verstärkt die her-
kömmlichen Sorten Super
und Super Plus in den ge-
wohnten Mengen herzustel-
len. Weil sie die Vorgaben der
Politik dann nicht erfüllen
würde, wären Strafzahlungen
die Folge. Bei jedem statt E10
verkauften Liter sind dies bei
Super Plus mit fünf Prozent
Ethanol zwei Cent. Zahlen
müssten das wohl die Auto-
fahrer — denn die Strafe
könnte auf den Preis aufge-
schlagen werden.

Die Mineralölwirtschaft
klagt, dass sie von der EU und

der Bundesregierung zum
Verkauf eines Ladenhüters
gezwungen werde. Mit mehr
Biokraftstoff will die Regie-
rung erreichen, dass Deutsch-
land unabhängiger wird vom
Öl und das Klima mehr ge-
schützt wird. Das neue Gesetz
zur E10-Einführung erfüllt
eine vorangegangene Vorgabe
der EU.

Aus Sicht von Bauernpräsi-
dent Gerd Sonnleitner ist die
Branche selber mit schuld da-
ran, dass es so viele E10-Muf-
fel gibt. Es sei kein Wunder,
dass viele Autofahrer nicht
wüssten, ob ihr Auto E10 ver-
trägt, erklärten er und der
Chef des Bundesverbands der
deutschen Bioethanolwirt-
schaft, Norbert Schindler.
„Der Verweis auf die nur im
Internet verfügbare E10-Ver-
träglichkeitsliste der Deut-
schen Automobil Treuhand
DAT ist für die Verbraucher-
information völlig unzurei-
chend.“

Biosprit E10 in der Warteschleife
Einführung wegen massiver Absatzprobleme vorerst gestoppt – Kaufstreik der Autofahrer zeigt Wirkung

Ladenhüter Biosprit: An
15 000 Tankstellen ist E10
bereits erhältlich – doch vie-
lerorts wird der Kraftstoff
von den Autofahrern boy-
kottiert. Die Verbraucher
sind verunsichert, ob ihr
Motor den Biosprit über-
haupt verträgt. Entspre-
chende Informationen wa-
ren erst spät erhältlich. An
vielen betroffenen Tankstel-
len liegen sie weiterhin nicht
aus. Gestern nun wurde die
Einführung vorerst ge-
stoppt. Foto dpa

Berlin. Die Einführung des neuen Biosprits E10 droht
zum Flop zu werden. Auf halber Strecke setzt die
Benzinbranche die Umstellung vorerst aus. Grund ist
der beinahe flächendeckende Kaufstreik der Auto-
fahrer. Am Ende könnte das sogar das Ende für den
neuen Sprit E10 bedeuten. Bundeswirtschaftsminister
Rainer Brüderle ruft zu einem „Benzin-Gipfel“ auf.
Von Georg Ismar 
und Heiko Lossie, dpa

Kiel. Die Investitionsent-
scheidung fiel 2008, als die
Wirtschaft im freien Fall war:
Gestern nahm die Familie Bö-
ge ihr Erweiterungsvorhaben
in Kiel-Wellsee in Betrieb –
mitten in den Aufschwung hi-
nein. 5,5 Millionen Euro in-
vestierte die Wulff Textil-Ser-
vice GmbH in die Modernisie-
rung und Vergrößerung von
Gebäude und Technik. Damit
hat das Unternehmen,
Schleswig-Holsteins führen-
der Anbieter von Miettexti-
lien mit Großwäscherei, seine
Kapazitäten verdoppelt.
Martin Kannegießer, Präsi-
dent des Arbeitgeberver-
bands Gesamtmetall und
Wulffs Hauslieferant, sprach
von der modernsten und kom-
plexesten Anlage europa-,
wenn nicht weltweit.

Vor den 250 Gästen der Ein-
weihungsfeier, unter ihnen

Wirtschaftsminister Jost de
Jager, gaben Margarete und
Peter Böge, geschäftsführen-
de Gesellschafter des 1868 als
„Dampf-Waschanstalt“ in
Russee gegründeten Traditi-
onsbetrieb, ihren Rückzug
aus dem aktiven Geschäftsle-
ben bekannt und übergaben
die Geschäftsführung ein-
schließlich des Duisburger
Schwesterbetriebs an die
Söhne Sebastian und Christi-
an, die fünfte Generation, be-

kannt.
Genutzt wird der mit der

Expansion verbundene
„enorme“ Produktivitäts-
fortschritt zunächst für die
Umstellung vom Zwei- auf
den – kostengünstigeren –
Ein-Schicht-Betrieb. Gleich-
zeitig sinken der Gasver-
brauch um 50 und der Strom-
verbrauch um 30 Prozent. Bei
Bedarf soll auch das Personal
von derzeit 170 Mitarbeitern
aufgestockt werden. gn

Wulff Textil-Service GmbH: Eröffnung der neuen Halle in Wellsee
mit (von rechts) Peter Böge, Christian Böge, Sebastian Böge (alle
Geschäftsführer) und Seniorchefin Margarete Böge sowie Minister
Jost de Jager und Martin Kannegießer, Gesamtmetall-Präsident.

Wulff Textil
investiert in
Kiel-Wellsee

Frankfurt/Main. Die Phase
der Niedrigzinsen im Euro-
raum ist bald vorbei. Mögli-
cherweise reagiert die Euro-
päische Zentralbank (EZB)
schon im April auf steigende
Preise für Energie und andere
Rohstoffe und zieht die Zins-
schraube an: „Ein Zinserhö-
hung bei unserer nächsten
Sitzung ist möglich, aber
nicht sicher“, sagte EZB-Prä-
sident Jean-Claude Trichet
gestern in Frankfurt. Der
Leitzins verharrt seit Mai
2009 auf dem Rekordtief von
1,0 Prozent.

Der Preisauftrieb beschleu-
nigt sich seit Monaten und hat
die Währungshüter in seinem
Ausmaß überrascht. Grund
sind vor allem steigende Öl-
und Benzinpreise sowie teu-
rere Lebensmittel. Im Febru-
ar betrug die jährliche Teue-

rungsrate im Euroraum 2,4
Prozent – und lag damit so
hoch wie seit Oktober 2008
nicht mehr. Oberstes Ziel der
EZB ist aber die Preisstabili-
tät, die sie bei einer Teue-
rungsrate von knapp unter
zwei Prozent gewährleistet
sieht. Trichet: „Wir tun, was
wir tun müssen, um Preissta-
bilität zu garantieren.“ Eine
Serie von Zinserhöhungen
stehe aber nicht bevor.

Zunächst beließ der Zen-
tralbankrat den Leitzins ges-
tern noch unverändert. Füh-
rende Währungshüter hatten
zuletzt mehrfach betont, dass
sie zwar vorübergehend mit
einer Teuerung über der
wichtigen Marke von 2,0 Pro-
zent rechnen, sie aber schon
für das Jahresende wieder
Preisstabilität erwarten. In-
zwischen hat sich die Lage an

der Preisfront spürbar ver-
schärft, nicht zuletzt wegen
der weltweiten Sorgen vor ei-
ner Rohölknappheit infolge
der Unruhen im Nahen und
Mittleren Osten, vor allem in
Libyen. Die Ölpreise haben
seit Jahresbeginn um 20 Pro-
zent angezogen. 

Höhere Zinsen können den
Preisauftrieb bremsen, sie
verteuern aber auch Kredite.
Daher könnten sie Gift für die
Erholung der Konjunktur
sein. Dreht die EZB an der
Zinsschraube, wird ein Auf-
schwung insbesondere in
hoch verschuldeten Staaten
wie Irland, Griechenland
oder Portugal noch unwahr-
scheinlicher: Deren Wirt-
schaftsentwicklung wird be-
reits durch die öffentlichen
Einsparungen schwer belas-
tet. dpa

Die EZB hält eine Zinserhöhung
schon im April für möglich
Preisauftrieb alarmiert die Währungshüter – Trichet: Keine „Serie“

Aarhus/Upahl. Seit gestern
firmiert die Hansa-Milch
Mecklenburg-Holstein eG
(Upahl) innerhalb des Arla-
Foods-amba-Konzerns
(Aarhus) als Hansa Arla
Milch eG. Das beschlossen
die Mitglieder der beiden
Meiereigenossenschaften in
ihrer Fusionsvereinbarung
(wir berichteten). Hansa mit
der Hauptmarke „Hansa-
no“ bleibt als eigenständige
operative Einheit bestehen.

Beide Unternehmen er-
gänzen einander perfekt,
teilte Arla gestern mit. Ge-
meinsam seien sie in der La-
ge, vor allem den deutschen
Markt mit einer kompletten
Molkereiproduktpalette zu
bedienen. Den Milchbauern
wurde eine uneinge-
schränkte Absatzgarantie
bei höchstmöglichen Prei-
sen zugesagt. Während
Hansa mit 1200 Mitgliedern
in Schleswig-Holstein und
Mecklenburg Vorpommern
vorwiegend Milch, Sahne
und Quark produziert, hat
sich Arla (7200 Landwirte)
auf Butter („Lurpak“) und
Käse („Buko“, „Castello“)
spezialisiert. gn 

Arla wahrt die
Identität von
Hansa-Milch

Kiel. Schleswig-Holsteins
Unternehmen haben im
vergangenen Jahr ihre Ex-
porte um fast ein Viertel ge-
steigert und damit das Ni-
veau vor der Wirtschafts-
krise knapp übertroffen. So
wurden 2010 Waren im Wert
von 18,4 Milliarden Euro
ausgeführt, 24 Prozent
mehr als im Krisenjahr
2009, teilte das Statistikamt
Nord in Kiel mit. 2010 gin-
gen 72,1 Prozent der Waren
ins europäische Ausland
(2005: 76,8 Prozent), 14,2
Prozent nach Asien (2005:
11,9 Prozent) und 10,3 Pro-
zent nach Amerika (2005:
7,4 Prozent). dpa

Norden exportiert
deutlich mehr 

Hannover/Hamburg. Der Rei-
sekonzern TUI hat einen ers-
ten Schritt bei der geplanten
Trennung von der Container-
reederei Hapag-Lloyd getan.
TUI verkauft 11,33 Prozent ih-
rer Anteile an den Mehrheits-
eigentümer, ein Hamburger
Konsortium, und ist danach
noch mit 38,4 Prozent an der
Reederei beteiligt. Zugleich

machte der TUI-Aufsichtsrat
den Weg für den geplanten
Börsengang der Reederei frei. 

Der Preis für den Anteils-
verkauf liege bei 315 Millio-
nen Euro, berichtete das Un-
ternehmen. Das Konsortium
Albert Ballin um die Stadt
Hamburg, den Logistikunter-
nehmer Klaus-Michael Küh-
ne sowie Banken und Versi-

cherungen hatte ein Vor-
kaufsrecht auf die Anteile.
Bei einem erfolgreichen Bör-
sengang muss die Gruppe je
nach Bewertung der Aktie
noch einen Nachschlag bis zu
35 Millionen Euro zahlen.

TUI will sich vollständig
von der Schifffahrtsbeteili-
gung trennen. Dazu werde
weiterhin ein Börsengang, pa-

rallel dazu aber auch der Ver-
kauf an einen Investor ange-
peilt, heißt es in Hannover.
Entscheidend sei, den Erlös
für die Beteiligung zu maxi-
mieren.

Das Geld soll in Schulden-
abbau und den Ausbau des
Tourismus fließen. Auf der
Hauptversammlung Anfang
Februar hatte TUI deutlich

gemacht, den Börsengang von
Hapag-Lloyd noch vor Jah-
resmitte angehen zu wollen.
Die Pläne liefen derzeit auf
das zweite Kalenderquartal
hinaus. Insgesamt stecken
noch 1,71 Milliarden Euro in
der Containerreederei. Die
Mehrheit an der früheren
Konzerntochter hatte TUI be-
reits vor zwei Jahren an das

Hamburger Konsortium Al-
bert Ballin verkauft. Den
Strategiewechsel der TUI-
Führung, welche die Reede-
reitochter vor Jahren schon
einmal an die Börse bringen,
dann aber wieder behalten
wollte, hatte eine Gruppe un-
zufriedener Aktionäre unter
Führung des Norwegers John
Fredriksen erzwungen. dpa

TUI bringt Trennung von Hapag-Lloyd auf den Weg
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